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  Rechtsprechung 
 
 
Wohnraummietrecht: 
Kein Vermittlungshonorar für Wohnungsverwalter 
BGH, Urteil vom 21.05.2026, Az.: I ZR 224/25 
 
Eine Immobilieneigentümerin (A) beauf-
tragte eine Verwalterin (B) mit der laufen-
den Verwaltung von 129 Wohnungen und 
134 Garagen. B durfte im Namen der A 
Mietverträge abschließen. Der Verwalter-
vertrag sah neben der monatlichen Verwal-
tervergütung für jede Neuvermietung einer 
Wohnung eine Provision von zwei Monats-
kaltmieten vor, gedeckelt auf 10.000 € 
brutto jährlich. Während der Vertragslauf-
zeit vermittelte B 13 Neuvermietungen und 
stellte hierfür insgesamt 16.815,71 € in 
Rechnung. A zahlte zunächst, verlangte 
nach Kündigung des Verwaltervertrages 

aber Rückerstattung. Das Landgericht wies 
die Klage weitgehend ab, das Oberlandes-
gericht gab ihr überwiegend statt. Die Revi-
sion der B blieb ohne Erfolg! Der BGH hat 
entschieden, dass einem Wohnungsver-
mittler weder gegen den Mieter noch gegen 
den Vermieter eine Provision zusteht, wenn 
der Mietvertrag über eine Wohnung ge-
schlossen wird, deren Verwalter er ist. § 2 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 WoVermittG erfasst da-
mit auch die Provisionsabrede im Verwal-
tervertrag mit dem Eigentümer. Die Zahlung 
erfolgte ohne Rechtsgrund und war zurück-
zuerstatten.
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Gewerberaummietrecht: 
Indexklausel muss auch der AGB-Kontrolle standhalten 
BGH, Urteil vom 11.03.2026, Az.: XII ZR 51/25 
 
Eine Vermieterin (A) schloss mit einer Mie-
terin (B) einen Gewerberaummietvertrag 
über Räume zum Betrieb einer Physiothe-
rapiepraxis. Der Vertrag begann am 
01.09.2019 und sollte mindestens zehn 
Jahre laufen. Die von A gestellte Wertsiche-
rungsklausel sah vor, dass die Miete zu-
nächst bis 31.08.2021 fest bleibt und sich 
danach automatisch entsprechend der Ver-
änderung des Verbraucherpreisindex ge-
genüber Mai 2017 anpasst. Zugleich sollte 
die Änderung erst ab dem auf die Indexän-
derung folgenden Monat und nach schriftli-
cher Aufforderung durch A wirksam werden. 
B zahlte zunächst erhöhte Miete, berief sich 

später aber auf die Unwirksamkeit der Klau-
sel und verlangte Rückzahlung. Landgericht 
und Oberlandesgericht gaben ihr Recht. Die 
Revision der A blieb ohne Erfolg! Der BGH 
hat klargestellt, dass formularmäßige Index-
klauseln im Gewerberaummietvertrag nicht 
nur am Preisklauselgesetz, sondern auch 
an § 307 BGB zu messen sind. Die Klausel 
benachteiligte B unangemessen, weil sie ei-
nen vor Mietbeginn liegenden Ausgangsin-
dex wählte, und war zudem intransparent. 
Die Folge ist die Unwirksamkeit von Anfang 
an; überzahlte Erhöhungsbeträge sind zu-
rückzuzahlen.

  
 
 
Wohnraummietrecht: 
Modernisierung: künftige Betriebskosten angeben 
BGH, Beschluss vom 18.11.2025, Az.: VIII ZR 174/25 
 
Die Mieter (A) bewohnten seit 2002 eine 
Wohnung in einem Mehrparteienhaus. Die 
Vermieterin (B) kündigte im März 2023 um-
fangreiche Modernisierungsmaßnahmen 
an, mit denen das Gebäude energetisch auf 
den Standard eines KfW-70-EE-Wohnhau-
ses gebracht werden sollte. B teilte Beginn 
und Dauer mit und kündigte eine Erhöhung 
der Nettokaltmiete von 661 € auf voraus-
sichtlich 868 € an. Zu den künftigen Be-
triebskosten hieß es lediglich, durch die Mo-
dernisierung würden „höhere Energiekos-
ten“ infolge von Preissteigerungen einge-
spart. A verweigerten die Duldung. Das 
Amtsgericht wies die Duldungswiderklage 

der B ab, weil die Modernisierung nicht ord-
nungsgemäß angekündigt sei. Während 
das Landgericht B noch Recht gab, erklär-
ten die Parteien den Rechtsstreit im Revisi-
onsverfahren für erledigt. Der BGH legte B 
die Kosten auf. Die Revision der A wäre vo-
raussichtlich erfolgreich gewesen. Bei einer 
Modernisierungsankündigung müssen, 
wenn anschließend eine Mieterhöhung 
nach § 559 BGB verlangt werden soll, auch 
die voraussichtlichen künftigen Betriebs-
kosten angegeben werden. Fehlen diese 
Angaben, wird der Duldungsanspruch nicht 
fällig. Zudem muss eine Berufung jede selb-
ständig tragende Begründung des erstin-
stanzlichen Urteils angreifen.
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  Seminarangebote 
 

Die Kanzlei veranstaltet Fachseminare zu Schwerpunktbereichen unserer juristischen Be-
ratungstätigkeit. Außerdem besteht die Möglichkeit, auf Ihre Bedürfnisse zugeschnittene 
InhouseSchulungen als Präsenzveranstaltung in Ihren Räumlichkeiten oder als Online-
Schulung zu buchen. Kontaktieren Sie uns unter info@kanzlei-schenderlein.de. 
  
 
Online Schulung 
Umgang mit Garagennutzungsverhältnissen aus DDR-Zeiten 
Angebot einer Online-Schulung 
 
Die Gemeinden der neuen Bundesländer 
sind vielerorts Vertragspartner in Nutzungs-
verhältnissen über kommunale Garagen-
grundstücke. Die Garagen wurden überwie-
gend zu DDR-Zeiten auf Grundlage des sei-
nerzeit geltenden Zivilgesetzbuches errich-
tet. Obgleich das Schuldrechtsanpassungs-
gesetz aus dem Jahr 1995 die Besonder-
heiten der Nutzungsverträge an das bun-
desdeutsche Recht sozialverträglich anglei-
chen sollte, bestehen bei der Verwaltung 
der Garagengrundstücke nach wie vor Un-
sicherheiten hinsichtlich der Beurteilung der 
rechtlichen Situation. 

Das Seminar arbeitet systematisch die 
dingliche und schuldrechtliche Rechtslage 
auf und beleuchtet die Rechte und Pflichten 

der Vertragsbeteiligten. Es bildet einen Leit-
faden zum Umgang der Nutzungsverhält-
nisse. Insbesondere werden folgende The-
men behandelt: 

• Erwerb und Verlust des Eigentums an 
Garagen 

• Gestaltung des Nutzungsentgelts 
• Die Garagengemeinschaft als Vertrags-

partner 
• Beendigung des Nutzungsverhältnisses 

Das Seminar richtet sich an kommunale 
Mitarbeiter, die mit der Verwaltung der kom-
munalen Grundstücke und der Gestaltung 
der Rechtsverhältnisse betraut sind. Jeder 
Teilnehmer erhält umfangreiche Seminar-
unterlagen.

  
 
Besonderheiten des Gewerbemietverhältnisses  
Angebot einer Online-Schulung

Im Unterschied zum Wohnungsmietvertrag 
gibt es für Gewerbemietverträge weitrei-
chende Vertragsfreiheit. Die Gestaltungs-
möglichkeiten für die Vertragsparteien sind 
vielfältig, bergen aber auch zahlreiche Fall-
stricke. Durch gute Kenntnisse und Nutzung 
der gesetzlichen Rahmenbedingungen 
kann der Vermieter seine Immobilien wirt-
schaftlich vermarkten. 
 
Das Seminar befasst sich anhand einschlä-
giger Gerichtsentscheidungen mit den we-
sentlichen Merkmalen des Gewerbemiet-
vertrages unter anderem zu folgenden The-
men: 

• Abgrenzung zu Wohnungsmietverträ-
gen 

• Bedeutung des vereinbarten Nutzungs-
zwecks 

• Schwerwiegende Folgen von Schrift-
formverstößen 

• Wesentlich erweiterte Umlage von Be-
triebskosten 

• Abwälzung von Instandhaltung und In-
standsetzung 

 
Für Vermieter und Verwalter von Gewerbe-
immobilien bietet das Seminar eine Über-
sicht der wichtigsten gesetzlichen Regelun-
gen und der gerichtlichen Spruchpraxis.
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Zur Anmeldung für den kostenfreien E-Mail-Versand unserer Newsletter mit aktueller Rechtspre-
chung im Verwaltungsrecht, Baurecht, Vergaberecht, Mietrecht und Arbeitsrecht nutzen Sie bitte 
unsere Homepage www.kanzlei-schenderlein.de Sie können den Bezug jederzeit ohne Angabe 
von Gründen hier formlos abbestellen. 
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